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Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes 
für die Stadt Eisenach 
 
 
Eingegangene Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung am Entwurf der Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes für die Stadt Eisenach, bestehend 
aus dem Entwurf der Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts für die Stadt Eisenach in der Fassung vom 16.04.2021. 

 

 

Institution Hinweise und Einwendungen Bemerkungen Stadtverwaltung/Stadt + Handel 

Beteiligter 1 
 

Das Konzept wird befürwortet. Weitere Hinweise und Anregungen werden 

nicht vorgebracht. 

 

-  

Beteiligter 2 
 

Das Konzept wird befürwortet. Weitere Hinweise und Anregungen werden 

nicht vorgebracht. 

 

-  

IHK Erfurt  

 

Einkaufsinnenstadt: 
- In B-Lagen/Nebenstraßen sollten öffentliche Flächen durch temporäre 

Installationen, Pflanzkübel oder die Bespielung von leer stehenden 

Räumlichkeiten durch kulturelle und wirtschaftliche Akteure belebt 

werden. 

- Errichtung und Anlage kleiner Spielplätze/Spielmöglichkeiten. 

- Gemeinsame längere Öffnungszeiten z. B »Langer Donnerstag«.  

- Stärkung der Gastronomie als zunehmender Akteur der Innenstädte; 

Außenflächen der B-Lage können auf diese Weise belebt werden. 

 

Zentrenkonzept: 
Das im Konzept aufgeführte Nahversorgungsprüfschema und die 

Sortimentsliste stellen hilfreiche Instrumente für die Entwicklung der 

Nahversorgungszentren der Stadt dar und sollte durch Stadtplanung und 

Wirtschaftsförderung konsequent angewandt werden. 

 

Tor zur Stadt:  
Mit den geplanten baulichen Maßnahmen (Tagungshalle und Hotel) ließe sich 

eine Kopplung der Einkaufsinnenstadt und Tor zur Stadt herstellen. 

 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen, sind aber nicht Inhalt eines 

Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes bzw. der hier vorliegenden 

Fortschreibung des Zentrenkonzeptes.  

(Anregungen sollen in den weiteren städtebaulichen Konzeptionen der Stadt 

berücksichtigt werden. Adressat dieser Maßnahmen sind vor allem private 

Akteure; mit Unterstützung der Stadt versteht sich.) 

 

 

 

 

-  

 

 

 

 

 

-  
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Die festgesetzte Verkaufsflächenobergrenze sollte zum Erhalt des ergänzenden 

Charakters des Fachmarktzentrums beibehalten werden.  

 

City Outlet Center: 
Durch ein COC können leer stehende Läden nahe der Haupteinkaufsstraßen 

reaktiviert werden. 

Besondere Herausforderungen für ein COC-Projekt sind die Akquisition von 

Ankermietern und Frequenzbringern in den Nebenstraßen.  

Allerdings ist ein Großteil der Leerstände in 1-B-Lagen Eisenachs zu klein. 

Typische Shop-Flächen eines COC haben Verkaufsflächengrößen oberhalb von 

99 m².  

Ein Vergleich Eisenachs mit Bad Münstereifel ist nicht angeraten, da die in 

beiden Städten vorhandenen Strukturen wesentlich unterschiedlich sind.  

Flächen außerhalb der Einkaufsinnenstadt sollten für ein COC allein wegen der 

möglichen Konkurrenz zur Innenstadt nicht in Betracht gezogen werden. 

 

 

 

 

 

Die Stadt Eisenach nimmt den Hinweis zu einem potenziellen COC zur 

Kenntnis. Die Idee zur eventuellen Etablierung eines City Outlet Centers soll 

stadtplanerisch nicht weiterverfolgt werden. 

Beteiligter 3 

 
1. ZVB Nahversorgungszentrum Altstadtstraße:  
Das ZVB sollte um »Heymann Bauelemente« Altstadtstraße 10 erweitert 

werden. Dieser trägt zur Versorgung des Standortes bei. 

 

 

2. ZVB Nahversorgungszentrum Nord:  
Der ZVB sollte um die „Georgen-Apotheke“ sowie dem »New Life 

Gesundheitszentrum« erweitert werden. 

 

3. ZVB Nahversorgungszentrum Petersberg: 
a) Gesamtverkaufsflächenangabe falsch (ehemaliges Sozialkaufhaus 

 zählt auch trotz Leerstand dazu), ist demnach mit zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Die Aussage, dass die Anforderungen an ein Nahversorgungszentrum u. a. 

wegen fehlender Entwicklungsflächen nur ein eingeschränktes 

Entwicklungspotenzial aufweisen, ist nicht richtig. Der Investor entwickelt 

das gesamte Areal mit einer Größe von 6.200 m². Entsprechend sollte eine 

 

Der genannte Einzelhandelsbetrieb (Handel mit Fenster, Sonnenschutz, 

Fliegenschutz, etc.) führt kein nahversorgungsrelevantes Sortiment und 

wurde daher folgerichtig nicht in das ZVB aufgenommen. 

 

 

Das Gesundheitszentrum ist im EHZK als Bestandteil des ZVB »Nord« 

berücksichtigt. 

 

 

Das ehemalige Sozialkaufhaus ist bereits rückgebaut; die derzeitige Planung 

sieht am Standort insgesamt fünf Einfamilienhäuser vor.  

Die Fläche von Leerständen ist nicht als Verkaufsfläche im Sinne der 

Rechtsprechung zu bewerten (u. a. findet auf entsprechenden Flächen kein 

Verkauf von Waren an den Endkunden statt, Leerstandsflächen sind für den 

Kunden nicht zugänglich). Dementsprechend können nicht genutzte 

Verkaufsflächen auch nicht bei der Ausweisung der Gesamtverkaufsfläche 

berücksichtigt werden. 

 

Die genannten Entwicklungsziele sind der Stadt in der genannten Reichweite 

nicht bekannt. Bauleitplanerisch wird es allerdings zu keiner Änderung 

kommen, sodass die Ziele in diesem Ausmaß nicht verfolgt werden können. 
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positive Empfehlung zum Fortbestehen als Nahversorgungsstandort 

eingestellt werden.  

 

b) ZVB Status soll beibehalten werden – mit Nahkauf + Getränkemarkt 

 und den »Getränkequell«, dem »Ostcafé« und dem »Gasthaus und 

 Pension St. Peter« durchaus als ZVB darstellbar und als räumlich 

 abgrenzbarer Bereich auszuweisen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. Standortbereich Hötzelsroda:  
Leerstandquote kann nicht stimmen.  

 

 

 

 

5. Standortbereich Alte Spinnerei:  
a) »Gewisse Konkurrenzbeziehungen zur Einkaufsinnenstadt im 

 zentrenrelevanten Sortimentssegment«. Es ist nicht schlüssig, warum 

 dies an dieser Stelle genannt wird, beim Tor zur Stadt aber nicht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

b) Die Sonderstandortabgrenzung mittels gestrichelter Linien ist falsch. 

 Im Übrigen ist dies bei allen »Standortbereichen« außerhalb eines 

 ZVB falsch. Oder man müsste die Legende »Zentren- und 

 

 

 

Das Oststadtcafé und das Gasthaus St. Peter sind nicht 

nahversorgungsrelevant, daher wird die vorgeschlagene Erweiterung nicht 

berücksichtigt.  

Den Getränkemarkt zu berücksichtigen, wird im Konzept geprüft.  

Zur Bewertung des Standortbereichs wurden vor Ort städtebauliche Analysen 

vorgenommen. Der Nahkauf-Getränkemarkt und der Getränkemarkt 

»Getränkequell« weisen den gleichen Betriebstypus auf, eine Einbeziehung in 

die Abgrenzung würde somit nur bedingt zu einer Gesamtstärkung eines 

möglichen ZVB beitragen. Aufgrund der Topografie und der städtebaulichen 

Situation sind zwischen den genannten weiteren Einrichtungen und dem 

Standort Nahkauf keine Sichtbeziehung und nur eingeschränkte 

Kopplungsbeziehungen erkennbar.  

 

 

 

Behauptungen dieser Art sind nicht prüffähig.  

Im Rahmen des Auftrages wurden an Sonderstandorten keine Leerstände 

erfasst. Deshalb wird keine Darstellung von Leerständen in den jeweiligen 

Steckbriefen vorgenommen. 

 

 

Mit der Entwicklung des Standortbereichs »Tor zur Stadt« ist die 

städtebauliche Entwicklungszielstellung verbunden, eine 

Funktionsverbindung zwischen dem Bahnhof Eisenach, dem ZOB sowie der 

Einkaufsinnenstadt zu schaffen. Zudem können die örtlichen und 

überörtlichen Kunden wegen der räumlichen Nähe die Parkmöglichkeiten am 

»Tor zur Stadt« nutzen um, im Rahmen von Kopplungseinkäufen die 

Einkaufsinnenstadt zu besuchen. Entsprechende Entwicklungsempfehlungen 

zur Steigerung der Funktionsverbindung zwischen den Bereichen sind im 

EHZK enthalten. Der Standortbereich »Alte Spinnerei« ist hingegen zu weit 

entfernt, um zwischen beiden Standorten Kopplungseinkäufe generieren zu 

können. 

 

Bei der Abgrenzung der Sonderstandorte handelt es sich um eine grobe 

Abgrenzung des Standortbereichs, im Gegensatz zur Abgrenzung von 

zentralen Versorgungsbereichen muss diese nicht parzellenscharf 
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 Standortabgrenzungen« umbenennen. Das ist, vor allem für 

 Themenfremde, irreführend. 

 

 

 

 

 

c) Gesamtverkaufsfläche von 10.800 m2 ist für den Sonderstandort zu 

 klein und folglich falsch. 

 

 

 

d) Leerstandsquote kann ebenfalls nicht stimmen. 

 

6. Beurteilung der Einzelhandelsagglomeration »Alte Spinnerei« 
Die Entwicklungsempfehlung ist gegenüber der Realität nicht umsetzbar.  

Den Standort auf nicht zentren- und nicht nahversorgungsrelevanten 

Sortimentsbereich zu drängen, würde zu punktuellem Leerstand führen.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. Zukunftsvision City Outlet Center: 
Die Aussage, dass in Eisenach keine größeren Potenzialflächen verfügbar sind, 

stimmt nicht. Flächen in der Karl-Marx-Str. sind verfügbar. 

Eigentümer und Investor bieten diese Fläche der Stadt an. Bei einer 

Ausweisung von Potenzialflächen sollte dieses Areal zwingend ebenfalls 

berücksichtigt werden. 

 

vorgenommen werden. Um dies zu verdeutlichen, ist die Abgrenzung auch 

gestrichelt, nicht wie bei den zentralen Versorgungsbereichen durchgezogen. 

Eine Abgrenzung eines Sonderstandortes ist nicht zu verwechseln mit der 

Abgrenzung eines Sondergebietes i. S. der BauNVO (PlanZV), wie sie 

beispielsweise im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorgenommen 

wird. 

 

Siehe Festsetzung des B-Plans. Die standörtlichen Verkaufsflächen wurden 

aus den Daten der landesweiten Erfassung des Einzelhandels übernommen. 

Die Verkaufsflächen der strukturprägenden Anbieter wurden mit Daten der 

Stadt abgeglichen. 

 

s. o. 

 

 

Es wird keine Änderung der B-Pläne vorgenommen, sodass es zu keinem 

Nachteil für die bestehenden Mieter wird. Bestehende und genehmigte 

Nutzungen haben Bestandsschutz, eine Rücknahme von Baurecht würde ggf. 

einen Planungsschaden auslösen, weshalb das EHZK ein solches Vorgehen 

auch nicht empfiehlt. Für Neuansiedlungen oder wesentlichen Erweiterungen 

der Verkaufsflächen über den genehmigten Umfang hinaus, ist der Standort 

Positivstandort für Einzelhandel mit nicht zentrenrelevantem 

Hauptsortiment. Aufgrund der teilintegrierten Lage des Sonderstandortes 

Alte Spinnerei ist bereits im Berichtsentwurf ein Passus enthalten, dass bei 

größeren Sortimentsveränderungen am Standort, wie bspw. einer 

Umwandlung von zentrenrelevanten Sortimenten in 

nahversorgungsrelevante Sortimente eine vorhabenbezogene Chancen-

Risiken-Analyse inkl. Verträglichkeitsprüfung vorzunehmen ist 

(Einzelfallprüfung). 

 

 

Die Konkurrenzwirkung zur Innenstadt ist am genannten Standort zu 

bedeutend. Die Bestrebungen ein COC zu etablieren werden stadtstrategisch 

nicht mehr weiterverfolgt. Die Flächen an der Karl-Marx-Straße liegen 

außerhalb des zentralen Versorgungsbereichs Einkaufsinnenstadt, aufgrund 

der Entfernung, dem lückenhaften Besatz zwischen der Hauptlage und der 

Karl-Marx-Straße, der städtebaulichen Trennwirkung des Mühlgrabens sowie 

den allgemeinen Entwicklungen im Einzelhandel wäre eine Schaffung einer 

Lauflage zwischen den Bereichen nicht umsetzbar. Ein City-Outlet-Center ist 
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auch landes- und regionalplanerische nicht zulässig, da Eisenach lediglich 

über Teilfunktionen eines Oberzentrums verfügt. 

 

Landratsamt 

Wartburgkreis 

 

Begrüßen die geplanten Maßnahmen.  

Dem Konzept wird zugestimmt, wenn alle Belange der Barrierefreiheit mit 

bedacht werden: 

 Förderung der Mobilität (barrierefreier Ausbau entsprechender geplanter 

Haltestellen in Verbindung mit Einkaufsmöglichkeiten).  

 Barrierefreie Zugänge der Einkaufsmöglichkeiten  

 Beachtung der technischen Details wie barrierefreier niedriger Regalhöhen 

und breite Gänge.  

 Pkw-Stellplätze für Schwerbehinderte  

 Barrierefreie fußläufige Erreichbarkeit der Einkaufsmöglichkeiten von den 

einzelnen Wohnquartieren 

 

Die vom Wartburgkreis gegebenen Anregungen sind kooperativ und 

bemerkenswert. Allerdings sind diese Maßnahmen nicht Aufgabe eines 

Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes. 

 

Beteiligter 4 

 
Standort PEP Hötzelsroda 
 Die Analysen und Prognosen zur Nachfrage, ebenso wie die 

Wettbewerbsbewertung, beschränken sich weitestgehend auf das 

Eisenacher Stadtgebiet. Zwar wird auf den Seiten 24/25 kurz ein regionales 

Einzugsgebiet skizziert, jedoch ohne jegliche Konsequenz oder weiteren 

Bezug auf das weitere Einzelhandelskonzept. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei der Abgrenzung des Einzugsgebietes von Eisenach haben insbesondere 

folgende Punkte Berücksichtigung gefunden: 

 die Attraktivität und Anziehungskraft der Bestandsstrukturen in 

Eisenach (u. a. Branchen, Betreiber, Größen, Standorteigenschaften) 

 die relevante Wettbewerbssituation, wie z. B. Entfernung und 

Attraktivität der relevanten Wettbewerber im engeren und weiteren 

Umfeld 

 die sozioökonomischen Rahmenbedingungen von Eisenach im Vergleich 

zum engeren und weiteren Umfeld (insb. Bedeutung als Arbeitsort) 

 die verkehrlichen, topografischen und naturräumlichen Gegebenheiten 

im engeren und weiteren Umfeld 

 die sich durch Raum-Zeit-Distanzen ergebenden Einkaufsorientierungen 

der Wohnbevölkerung. 

 die administrative Gliederung im engeren und näheren Umfeld 

 die Versorgungsfunktion Eisenachs 

Insbesondere bei der Ermittlung der Zentralitäten und der 

Entwicklungsspielräume (Kap. 5.1.2) wurden die Versorgungsfunktion 

Eisenachs und das dargestellte Einzugsgebiet berücksichtigt. Es zeigt sich, 

dass das abgegrenzte Einzugsgebiet weitgehend sich deckt mit den 

Ergebnissen einer Kundenbefragung im PEP Hötzelsroda. Somit wird das 

dargestellte Einzugsgebiet durch die Kundenbefragung bestätigt.  

 

Hierbei handelt es sich um einen Schreibfehler, im abgegrenzten 

Einzugsgebiet leben 104.000 Einwohner, dieser wird korrigiert. Die 



6 

 

 In dem in Abbildung 8 dargestellten Gebiet leben keine 140.000 

Einwohner, es fehlt vor allem der weitergehende Schritt, die regionalen 

Nachfragepotenziale in den einzelnen Warengruppen herauszuarbeiten. 

 

 Es fehlt auch die touristischen Potenziale des Einzelhandels, speziell für die 

Innenstadt, herauszuarbeiten. 

 

 

 

 Im mittel- und langfristigen Bedarfsbereich wäre eine gezielte Bindung an 

Eisenach als Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktionen anzustreben 

und realistisch umsetzbar. 

 

 Die Ausweisung von Zentralitätswerten auf Seite 30 (tatsächlich sind dies 

Kaufkraftbindungsquoten) ist nicht pauschal, sondern nur in Kenntnis der 

regionalen Nachfrage und deren Bindungschancen zu bewerten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

regionalen Nachfragepotenziale wurden im Rahmen des 

absatzwirtschaftlichen Entwicklungsrahmens berücksichtigt.  

 

 

Eine vertiefende Betrachtung der touristischen Potenziale insbesondere für 

den Einzelhandel in der Innenstadt ist nicht Auftragsbestandteil des EHZK, die 

Anregung wird jedoch bei einer vertiefenden Studie zur Stärkung der 

Innenstadt berücksichtigt.  

 

Das EHZK strebt dies bereits an. 

 

 

 

Bei der Berechnung der dargestellten Zentralitäten wurden die Umsätze des 

örtlichen Einzelhandels der vorhandenen Kaufkraft in Eisenach 

gegenübergestellt. Eine Zentralität über 1,0 bzw. 100 % bedeutet, dass im 

Saldo mehr Kaufkraft nach Eisenach zufließt, als abfließt. Eine Zentralität von 

unter 1,0 bzw. 100 % bedeutet hingegen, dass im Saldo in einer 

Warengruppe Kaufkraft abfließt. Die Umsätze und daraus resultierend die 

Zentralitäten wurden anhand zahlreicher Datengrundlagen ermittelt, hierzu 

zählt selbstverständlich auch die regionale Nachfrage und die regionalen 

Wettbewerbsstrukturen: 

 Als Ausgangsbasis der Umsatzschätzung werden grundlegende 

nachfrageseitige Rahmenbedingungen (siehe dazu Kapitel 4.3) 

berücksichtigt. Dazu zählt insbesondere die einzelhandelsrelevante 

Kaufkraft. 

 Im Rahmen eine Recherche werden die relevanten 

Wettbewerbsstrukturen im engeren und weiteren Umfeld identifiziert 

und hinsichtlich ihrer Wechselwirkung mit den Angeboten in Eisenach 

beurteilt. Dabei sind die Nahversorgungsstrukturen im engeren Umfeld 

sowie die großflächigen Einzelhandelsstandorte und Innenstädte der 

Nachbarkommunen im weiteren Umfeld von besonderer Bedeutung. 

 Auf Grundlage der oben genannten Punkte wird ein Einzugsgebiet für die 

Stadt Eisenach abgegrenzt, aus dem potenziell der wesentliche 

Kundenanteil von Eisenach stammt.  

 Die über die zuvor dargestellten Arbeitsschritte ermittelten 

sortimentsspezifischen Umsätze werden abschließend mithilfe von 

Stadt + Handel vorliegenden durchschnittlichen Flächenproduktivitäten 

der Vertriebsformen sowie spezifische Kennwerte einzelner Anbieter 
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 Der vorliegende Entwurf gibt weder darüber Auskunft, wie gut diese 

Zielsetzung bereits erreicht wird noch wie eine Weiterentwicklung 

aussehen könnte. 

 

 Der Onlinehandel wird nur bei allgemeingültigen Trends und 

Rahmenbedingungen erwähnt, ohne Prognose der konkreten 

Folgewirkungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Die Einschätzungen bleiben zur Entwicklungsprognose einzelner 

Warengruppen (z. B. auf Seite 65) auf einer allgemeinen, eher qualitativen 

Aussage beschränkt und können nicht durch Zahlen und Daten untersetzt 

werden. 

 

 

 

plausibilisiert. Das umfangreiche Datenportfolio von Stadt + Handel wird 

laufend entsprechend der Werte aus der Fachliteratur aktualisiert. 

 Durch die Vor-Ort-Begehungen im Rahmen der Bestandserhebung 

konnte neben der Erfassung der Verkaufsflächen je Sortimentsgruppe 

zudem die konkrete Situation vor Ort berücksichtigt werden. So fließen 

in Einzelfällen zum einen die Qualität der jeweiligen mikroräumlichen 

Standortrahmenbedingungen und zum anderen die mit Blick auf das 

mögliche Umsatzpotenzial relevante Qualität der jeweiligen 

siedlungsstrukturellen Lage in die Umsatzberechnung der Betriebe mit 

ein. 

Mögliche Bindungschancen der regionalen Nachfrage werden in einem 

späteren Kapitel dargestellt (Kap. 5.1.2), sie sind Teil der 

Entwicklungsempfehlungen und nicht der Analysen.  

 

 

 

 

Eine entsprechende Darstellung findet im Kap. 5.1.2 statt, hier werden auch 

Entwicklungsmöglichkeiten dargestellt. 

 

 

Die Auswirkungen des Online-Handels werden bei den allgemeinen Trends im 

Einzelhandel umfassend dargestellt und bewertet. Ebenfalls ist die 

Entwicklung des Online-Handels ein wesentlicher Parameter bei der 

Bewertung der Entwicklungsmöglichkeiten (vgl. Kap 5.1.2). Ausführlich wird 

auch auf den Online-Handel im Rahmen des Exkurses zur Corona-Pandemie 

dargestellt. In diesem Rahmen wird auch nachgelagert eine Entwicklung 

einer (Re-) Positionierungsstrategie für die Eisenacher Einkaufsinnenstadt 

empfohlen, die Positionierung der Innenstadt gegenüber der Konkurrenz des 

Online-Handels sollte hierbei ein Schwerpunktthema sein.  

 

 

Bei der Darstellung der Entwicklungsprognosen für einzelne Warengruppen 

werden für die einzelnen Warengruppen konkrete 

Entwicklungsempfehlungen dargestellt. Die Entwicklungsmöglichkeiten sind 

in einigen Warengruppen deutlich begrenzt, die Einwohnerentwicklung, die 

Entwicklung des Online-Handels sowie die Corona-Pandemie sind hier 

signifikant limitierende Faktoren. Eine Steuerung des Einzelhandels ist nur 

anhand von städtebaulichen Kriterien zulässig, die Entwicklung eines 
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 Für den Standort Eisenach Hötzelsroda haben wir im Juli 2021 ein 

Gutachten über Entwicklungsperspektiven der Stadt Eisenach zur 

Fachmarktansiedlung in den Warengruppen Consumer electronics, 

Spielwaren, Sportartikel / Fahrräder erstellen lassen. Auf dieser Grundlage 

können begründet Verkaufsflächenpotenziale eingegrenzt und gezielt 

Anbieter für den Einzelhandelsstandort Eisenach Hötzelsroda gewonnen 

werden.  

 

 

 Wir regen an, im Zusammenhang mit der Fortschreibung des 

Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der Stadt Eisenach auch über die 

Veränderung der sogenannten »Eisenacher Liste« für die genannten 

Sortimente zu beraten und ggf. neu zu beschließen.  

 

 Für Standort Hötzelsroda sind die Steuerungsleitsätze I und III relevant. 

 

 

 

 Leitsatz I zielt darauf ab, zentrenrelevanten Einzelhandel als 

Hauptsortiment zukünftig primär in den zentralen Versorgungsbereichen 

anzusiedeln. Die oben angesprochene planungsrechtliche Zulässigkeit im 

gesamten Stadtgebiet steht dem entgegen. Allerdings schränkt auch die 

weitere Kommentierung des Leitsatzes seinen Steuerungscharakter bereits 

dahingehend ein, dass an nicht-integrierten Lagen »zukünftig 

Einzelhandelsnutzungen mit zentrenrelevantem Hauptsortiment im 

Rahmen der planungsrechtlichen Möglichkeit restriktiv gehandhabt 

werden« soll.  

 

 

Unklar bleibt auch das räumliche Ziel der Steuerung auf die zentralen 

Versorgungsbereiche, an welchen Potenzialstandorten innerhalb der 

Zentren wären denn beispielsweise Fachmarktansiedlungen gewünscht? 

 

 

 

„Flächenpools“ zur Bewertung der Wirtschaftlichkeit von Planvorhaben ist 
europarechtlich kritisch und wird deshalb nicht dargestellt.  

 

 

Im Einzelhandelskonzept werden für sämtliche Sortimente 

Entwicklungspotenziale ermittelt (Kap. 5.1). Hierbei wird auch die 

maßgeblich die Entwicklung des Online-Handels, aber auch die 

Versorgungsfunktion Eisenachs für das Umland und die dort vorhandenen 

Kaufkraftpotenziale (Abb. 18 im Entwurf) berücksichtigt. Da es sich bei dem 

Einzelhandels- und Zentrenkonzept um ein übergeordnetes 

gesamtstädtisches städtebauliches Entwicklungskonzept handelt, werden die 

Ergebnisse im Kap. 5.1 in komprimierter Form dargestellt. 

Die Beratung soll noch vor Beschlussfassung der Fortschreibung des 

Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes erfolgen; die Resultate sollen im 

Konzept aufgenommen werden. 

 

 

 

Für den Standort Hötzelsroda sind die Steuerungsleitsätze I bis III relevant, da 

am Standortbereich auch im hohen Umfang zentren- und 

nahversorgungsrelevante Sortimente angeboten werden. 

 

Die Steuerungsleitsätze zielen auf Neuansiedlungen und wesentliche 

Verkaufsflächenerweiterungen von Einzelhandelsbetrieben ab. Bestehende 

und genehmigte Einzelhandelsbetriebe genießen Bestandsschutz, hier 

empfiehlt sich ein restriktiver Umgang mit Planvorhaben im Rahmen der 

planungsrechtlichen Möglichkeiten. Zentrenrelevanter Einzelhandel soll 

insbesondere in die zentralen Versorgungsbereiche gesteuert werden, 

insbesondere in den Nebenlagen der Einkaufsinnenstadt ist ein hoher 

Leerstandsbesatz vorhanden, im untergeordneten Umfang ist, gilt dies 

teilweise auch für die Nahversorgungszentren. 

 

 

Da neben den Sonderstandorten auch im NVZ Karlskuppe ein Bebauungsplan 

die Ansiedlungsmöglichkeiten für Fachmärkte abschließend regelt und für die 

Einkaufsinnenstadt hinsichtlich der nicht großflächigen Betriebe keine 

Restriktionen gelten sollen, könnte die Frage der Fachmarktansiedlung nur 

noch auf das NVZ Altstadtstraße und das NVZ Nord zielen. Diese NVZ sind 

räumlich so begrenzt, dass eine Standortfeinsteuerung entbehrlich scheint. 
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 Eine Steuerung von nicht zentrenrelevanten Anbietern gemäß Leitsatz III 

ist lediglich im Rahmen einer Beschränkung zentren- und 

nahversorgungsrelevanter Randsortimente planungs- und 

genehmigungsrechtlich möglich. Es ist sicherlich wünschenswert, 

dementsprechende Einzelhandelsentwicklungen an bestehende 

Standortstrukturen anzubinden. Allerdings zielen städtebauliche Gründe 

einer Einzelhandelssteuerung stets auf den Schutz zentraler 

Versorgungsbereiche und / oder der verbrauchernahen Versorgung. Beide 

Aspekte scheiden bei Anbietern mit nicht zentren- und 

nahversorgungsrelevantem Hauptsortiment aus. 

 

 

 

Nicht zentrenrelevanter Einzelhandel ist gem. des Entwurfs zum 

Einzelhandels- und Zentrenkonzept primär, an den ausgewiesenen 

Sonderstandorten anzusiedeln. Diese weisen bereits eine Vorprägung durch 

Einzelhandel mit nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment auf. Der Vorteil 

einer Bündelung solcher Angebote an entsprechenden Sonderstandorten ist, 

dass gebündelte Angebote für die überörtliche Nachfrage besser 

wahrnehmbar sind und die Leistungsfähigkeit der Standorte gezielt optimiert 

werden kann (bspw. in erschließungstechnischen Fragestellungen). Die 

Bauleitplanung kann in einem Plangebiet einen Komplettausschluss von 

Einzelhandelsbetrieben vornehmen, darunter fallen auch 

Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment. 

Entsprechende Festsetzungen müssen hierbei städtebaulich hinreichend 

begründet sein, Begründungszusammenhänge können bspw. der Schutz von 

zentralen Versorgungsbereichen, der Nahversorgung oder/und die 

Freihaltung eines Gewerbegebietes für produzierende und 

dienstleistungsorientierte Gewerbebetriebe sein (vgl. BVerwG 4 B 3.13, Urteil 

vom 30.05.2013). 

 

Beteiligter 5 
 

Bequemere Erreichbarkeit der Innenstadt durch Verbesserung des ÖPNV 

(schlüssiges Marketingkonzept fehlt). 

- Verbesserung Parkkonzept für die Innenstadt  
 Schlechte Lage der Parkhäuser (Erreichbarkeit/Anfahrmöglichkeiten) 

 Schlechte Ausschilderung  

 Fehlendes digitales Park-Infosystem  

 

- Schlüssiges Verkehrskonzept 
 Digitale Informationen über Baustelle 

 Radwegkonzept mit Parkmöglichkeiten für Fahrräder (wichtiges 

Verkehrsmittel der Zukunft) 

 Möglichkeiten eines Verkehrsrings  

 
- Leerstandsmanagement  

 Erste Leerstände in der Karlstraße (Anlass zur Besorgnis)  

 Start-ups  

 Seitenstraßen für Wohnen interessanter machen (auch Erdgeschoss – 

siehe Niederlande). 

 Stadttourismus – viel Potenzial bei professioneller Betreuung durch 

eine/einen Tourismusmanager/in.  

 

 

Alle genannten Anregungen werden zur Kenntnis genommen und werden vor 

allem im Einzelhandels- und Zentrenkonzept nachfolgenden Masterplan 

»Innenstadt« vertiefend betrachtet. 

 

Das hier vorliegende Einzelhandels- und Zentrenkonzept empfiehlt die 

Etablierung eines Citymanagements. In diesem Zusammenhang und 

insbesondere im Rahmen des Bundesprogramms „Zukunftsfähige 
Innenstädte und Zentren“ soll eine (Re-) Positionierungsstrategie für die 

Innenstadt entwickelt werden, die bspw. auch Maßnahmenpakete und 

Handlungsfelder für das Citymanagement und weitere Akteure festsetzt.  

 

Eine entsprechend ausgerichtete Strategie soll hierbei nicht nur auf den 

Einzelhandel beschränkt bleiben, sondern integrativ ansetzen und die 

Multifunktionalität der Innenstadt und die sich hieraus ergebenden 

Anforderungen an die Entwicklung der Innenstadt berücksichtigen. 

 

In der Frage der Gesetzgebung der Länder – betrifft die verkaufsoffenen 

Sonntage sowie die arbeitsfreien Samstage für Verkäufer – wird hingegen 
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- Innenstadtmanager:in / Citymanager:in  

 Einstellung eines kompetenten Innenstadt-/ Citymanager/in als 

entsprechende Voraussetzung für eine „funktionierende erfolgreiche“ 
Innenstadt.  

 

Stärkung Wochenendeinkauf (Samstag) 
 Einheitliche Öffnungszeiten Samstagnachmittag  

 Starker Wochenendmarkt am Samstagmorgen  

 Eventplan für das gesamte Jahr (Kosteneinteilung Händler, 

Gastronomie, Gewerbeverein, Stadt)  

 Stärkere Vernetzung mit der Gastronomie  

Gesetzesänderung der Landespolitik  
 Freigabe vier verkaufsoffene Sonntage für jede Innenstadt 

(ersatzweise Abendverkauf mit Aktionen)  

 Aufhebung der gesetzlichen Regelung (gibt es nur für Thüringen) für 

zwei freie Samstage für alle Mitarbeiter/innen.  

 

weder das Einzelhandelskonzept selbst, noch der zukünftige Masterplan 

»Innenstadt« Einfluss nehmen können.  

 

Gleiches gilt z. B. für die Änderung der Verkaufsflächenbeschränkungen des § 

11 der Baunutzungsverordnung, welche allein dem Bundesgesetzgeber 

obliegen. 

Th. Landesver-
waltungsamt 
 

Befürworten die geplanten Entwicklungen.  
Hinweis auf eine grundsätzliche Berücksichtigung des EHZK bei städtischen 

Planungen zum Einzelhandel  

 Die Vorstellungen zur Vermeidung von schädigenden Auswirkungen und 

zur konsequenten und nachhaltigen Stärkung der Innenstadt von EA und 

zum Schutz der ZVB gehen mit den landesplanerischen bzw. 

raumordnerischen Erfordernissen grundsätzlich konform. 

 Die Fortschreibung EHZK ist wichtige Grundlage zur Bewältigung 

anstehender Einzelhandels- und städtischer Planungen, zur vorteilhaften 

Nutzung funktionaler Wechselwirkungen sowie zur Stärkung einer 

nachhaltigen Entwicklung.  

 Die Entwicklung des Mittelzentrums mit Teilfunktionen eines 

Oberzentrums Eisenach kommt hinsichtlich seiner qualitativen und 

quantitativen Ausstattung einschließlich seiner Wirkungen in den 

Umlandraum eine besondere Bedeutung zu. 

 Der im allgemeinen weiter zu erwartende Bevölkerungs- bzw. 

Kaufkraftrückgang und die bundesweit starken Veränderungen im 

Einzelhandelssektor (z. B. verändertes Kundenverhalten, neue 

Kundenmagneten, Konkurrenzdruck, Online-Handel, Corona 

Auswirkungen) stellen aus raumordnerischer Sicht wesentliche 

 

-  

 

-  

 

 

 

-  

 

 

 

-  

 

 

 

-  
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Einflusskriterien für die künftige Entwicklung der Einzelhandelsstruktur 

des Mittelzentrums mit Teilfunktionen eines Oberzentrums dar.  

 Die konsequente Anwendung der Steuerungsregeln und die Orientierung 

an den Leitlinien im EHZK können zu deutlichen Verbesserungen der 

gesamtstädtischen Einzelhandelsstruktur und des städtischen Gefüges 

führen. 

 

 

ZVB Einkaufsinnenstadt 
 Aus raumordnerischer Sicht wird befürwortet, dass dem ZVB Innenstadt 

grundsätzlich Priorität eingeräumt wird. Ein Masterplan Innenstadt kann 

diese Bedeutung zudem unterstützen. 

 

 Aus raumordnerischer Sicht sollte grundsätzlich eine konsequente 

Orientierung der Ansiedlung zentrenrelevanter, insbesondere 

innenstadtrelevanter Sortimente auf diesen zentralen Bereich erfolgen.  

 Der ZVB Einkaufsinnenstadt ist verhältnismäßig weitläufig begrenzt. Alle 

Anstrengungen sollten auf die Belebung der Innenstadt ausgerichtet sein.  

 Aus raumordnerischer Sicht sollte nochmals geprüft werden, ob der 

Ergänzungsbereich im Süden (Frauenberg) als Bereich mit 

arrondierenden Nutzungen in den ZVB Einkaufsinnenstadt mit 

einbezogen werden sollte, da er an eine Nebenlage – die bereits 

ergänzende Funktion zur Hauptlage übernehmen soll – ausschließt. Die 

Ausdehnung ist nicht von Vorteil. 

 

 

 

 

 

 

 Die überwiegend einzelhandelsergänzenden Funktionen in diesem 

bereits auch touristisch entwickelten Gebiet sollten zwar qualitativ (ggf. 

quantitativ) verbessert werden, müssen dafür aber nicht im ZVB liegen. 

Vielmehr sollten sie, wie auch der Bereich »Tor zur Stadt«, grundsätzlich 

in die Betrachtung der Innenstadt bzw. städtischen Entwicklung im 

Kontext einbezogen werden.  

 Sehr hohe Leerstandsquote in der ZVB Innenstadt – die räumliche 

Ausdehnung bzw. deren Abgrenzung sollte noch einmal überprüft 

 

 

-  

 

 

 

 

 

 

Ein Masterplan Innenstadt wird vom »Bundesprogramm zukunftsfähige 

Innenstädte und Zentren« gefördert. Detailmaßnahmen für die Erhaltung der 

Einkaufsinnenstadt werden dort formuliert. 

 

EHZK strebt dies als Ziel bereits an; dennoch kann ein Abweichen von diesem 

Ziel nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden.  

 

-  

Der Bereich Frauenberg weist einen Besatz an Einzelhandelsbetrieben, 

Dienstleistungen und gastronomischen Angeboten auf und stellt eine 

bedeutende Verbindungsachse zwischen dem touristisch attraktiven 

Frauenplan sowie den Haupt- und Nebenlagen der Einkaufsinnenstadt dar. 

Städtebauliche Zielstellung ist es die Verbindungsachse Frauenplan – 

Hauptlage zu stärken, um die Touristen zum Flanieren in die Geschäftslagen 

zu animieren. In dem Zusammenhang kann der zentrale Versorgungsbereich 

auch eine Förderkulisse darstellen. Aus fachgutachterlicher Sicht überwiegen 

somit die Vorteile eines Einbezugs der Straße Frauenberg in den zentralen 

Versorgungsbereich die potenziellen Nachteile. 

 

 

s. o. 

 

 

 

 

 

Schärfung dieser Bereiche wird Gegenstand des Masterplans Innenstadt sein, 

eine dortige Sicherung und Weiterentwicklung von Einzelhandel 

städtebauliche Zielstellung der Stadt Eisenach. 



12 

 

werden, weil sich ein großer Anteil leer stehender Einzelhandelsbetriebe 

in der Nebenlage befindet. 

 Vor diesem Hintergrund sollten vor allem neue Konzepte für die Nutzung 

von Einzelhandelseinrichtungen, aber auch für Komplementärnutzungen 

ausgearbeitet und umgesetzt werden, die insbesondere den ZVB 

Einkaufsinnenstadt stärken können.  

 In das EHZK sollte eine Formulierung zur aktiven Lenkung bei einer 

Verlagerung von Einzelhandelsbetrieben aus anderen Stadtlagen in den 

Innenstadtbereich aufgenommen werden. Dies gilt auch für die Nutzung 

von vorhandenen bzw. entstehenden Brachflächen der Innenstadt.  

 Aus raumordnerischer Sicht empfiehlt es sich, innenstadtrelevante 

Sortimente grundsätzlich ausschließlich im ZVB Einkaufsinnenstadt 

anzusiedeln und in den Nahversorgungszentren zentrenrelevante 

Sortimente ausschließen und als Randsortimente zuzulassen, um den ZVB 

Einkaufsinnenstadt uneingeschränkt zu stärken.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Nach Leitsatz I ist eine Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben mit 

zentrenrelevantem Hauptsortiment auch in sonstigen städtebaulich 

integrierten Lagen ausnahmsweise zulässig. Diese Regelung würde aus 

Sicht der oberen Landesbehörde eine konsequente Lenkung in die 

Innenstadt aufweichen. Da es dazu keine konkreten Festlegungen gibt 

sowie keine Begrenzung der VKF-Größe vorgeschlagen wird, könnten 

demnach im Ausnahmefall selbst großflächige Einzelhandelsbetriebe mit 

zentrenrelevantem Hauptsortiment außerhalb von ZVB in integrierter 

Stadtlage angesiedelt werden. Dies wird kritisch betrachtet. 

 

 

 

 

 

 

s. o. 

 

 

 

Aufgabe des Citymanagements – Versuch der Lenkung durch direkte 

Zusammenarbeit mit GeschäftsbetreiberInnen.  

 

 

Ein kompletter Ausschluss von Einzelhandel mit zentrenrelevantem 

Hauptsortiment außerhalb der Einkaufsinnenstadt bspw. durch einen 

Bebauungsplan nach § 9 Abs. 2a BauGB ist in Eisenach städtebaulich kaum 

begründbar. Hierzu müsste nachgewiesen werden, dass selbst ein auf den 

Nahbereich ausgerichtetes kleinteiliges Fachgeschäftsangebot in 

Nahversorgungszentren oder in einer integrierten Streulage mehr als 

unerhebliche Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich 

Einkaufsinnenstadt hat. Dies ist im Einzelfall kaum möglich. Zudem ist es auch 

nicht städtebauliche Zielstellung der Stadt Eisenach Einzelhandel mit 

zentrenrelevantem Hauptsortiment außerhalb der Einkaufsinnenstadt 

komplett auszuschließen. Charakteristische Funktionsunterlagerungen im 

Sinne eines auf den Nahbereich ausgerichteten Angebotes bspw. in 

gründerzeitlich geprägten Quartieren oder Straßenzügen sollen weiterhin 

bestehen und entwickelt werden können.  

 

 

In integrierten Lagen sollen Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevantem 

Hauptsortiment nur ausnahmsweise und im stark begrenzten Maße sowie 

deutlich untergeordnet zulässig sein, wenn keine negativen Auswirkungen 

auf die zentralen Versorgungsbereiche zu erwarten sind. Entsprechende 

Angebote sollen hierbei strukturprägenden Größenordnungen nicht 

überschreiten, dies ist in der Regel bei Fachmärkten anzunehmen (ab 400 m² 

VKF). Eine allgemeine für das gesamte Stadtgebiet gültige VKF-Begrenzung 

entsprechender Betriebe ist kaum ableitbar, wäre auch über die 

Bauleitplanung kaum steuerbar, da die Verkaufsfläche alleine keinen 

Anlagetypus beschreibt. Hierzu müsste ein festsetzungsfähiger Anlagetypus 

definiert werden. In diesem Zusammenhang wird häufig die Nutzungsart 

eines ortsspezifischen Ladens festgesetzt, dieser muss jedoch in der sozialen 

und ökonomischen Realität vorhanden sein, ein solch spezifischer 
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 Augenmerk sollte auf die Erhaltung und Verbesserung der 

Attraktivität/Aufenthaltsqualität des ZVB Einkaufsinnenstadt (z. B. durch 

Vielfalt der Einzelhandels- und anderen Angeboten, Vermeidung von 

Leerstand, attraktive Gestaltung, gute Erreichbarkeit) gelegt werden. 

 
 
 
Nahversorgungszentren  
 In Nahversorgungszentren sollte Ansiedlung eigenständiger Läden mit 

zentrenrelevanten Sortimenten (auch unterhalb der Großflächigkeit) 

ausgeschlossen werden, da durch entstehende Agglomeration aus 

mehreren Einzelhandelseinrichtungen oft mit wesentlichen 

Auswirkungen auf die Einzelhandelsstruktur zu rechnen ist. 

 ZVB Petersberg soll laut EHZK als Nahversorgungsstandort ausgewiesen 

werden, um Verwirrungen zu vermeiden, sollte er nicht als ZVB, sondern 

als Nahversorgungsstandort benannt werden und entsprechende 

Entwicklungsmöglichkeiten im Nahversorgungskonzept aufgeführt 

werden. 

 

 

 

 

 

 

Standorte für Nahversorgung, Sonderstandorte und Outlet-Center  
 s. o., der Nahversorgungsstandort Petersberg sollte bei dieser Aufzählung 

hinzugefügt werden. 

 

 

 Eisenach weist eine gute Ausstattung sowie Durchmischung des 

Angebotes für die Nahversorgung auf. 

 

Sonderstandorte 
 Die vier Sonderstandorte stellen nicht nur großflächige 

Einzelhandelsagglomerationen, sondern auch strukturprägende 

„Eisenacher Laden“ ist jedoch anhand der vorliegenden 
Einzelhandelsbestandsdaten von Eisenach nicht feststellbar. 

 

 

Die genannten Punkte sollen Gegenstand eines Masterplans Innenstadt sein. 

Entsprechende übergeordnete Empfehlungen sind bereits im EHZK 

enthalten. 

 

 

 

 

 

S. o. 

 

 

 

 

Der entsprechende Standortbereich wird lediglich im vorderen Analyseteil 

des EHZK als Nahversorgungszentrum bezeichnet, da er im Eisenacher 

Zentrenkonzept 2013 als solcher ausgewiesen wurde. Im Rahmen der 

städtebaulichen Analyse wird im Bericht geprüft, inwieweit der 

Standortbereich die Kriterien der Rechtsprechung an zentrale 

Versorgungsbereiche erfüllt. Dies ist im Fall des ehemaligen ZVB Petersberg 

nicht der Fall. Im konzeptionellen Part wird der Standortbereich deshalb 

nicht mehr als zentraler Versorgungsbereich dargestellt (vgl. Abbildung 35 im 

Entwurf). Stattdessen erfolgt eine Ausweisung als Nahversorgungsstandort. 

 

 

NVZ August-Rudloff-Straße ist identisch mit dem NVZ Petersberg. Der 

Hinweis, dass es sich um das ehemalige NVZ Petersberg handelt, wird 

ergänzt. 

 

-  

 

 

 

Die festgesetzten Verkaufsflächen an den bestehenden Sonderstandorten 

weisen einen Bestandsschutz auf, eine Rücknahme von bestehendem 
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Schwerpunkte in der Einzelhandelslandschaft von Eisenach dar. Darüber 

hinaus sind auch zahlreiche Betriebe mit kurz- und mittelfristigem Bedarf, 

d. h., nicht unerheblicher Anteil an zentren- bzw. zentren- und 

nahversorgungsrelevanten Sortimenten an den Sonderstandorten 

angesiedelt. Die Bestrebungen des EHZK, die Sonderstandorte primär mit 

großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit nicht zentren und 

nahversorgungsrelevantem Hauptsortiment anzusiedeln, werden seitens 

der Raumordnung unterstützt. 

 VKF-Erweiterungen mit zentren- und nahversorgungsrelevanten 

Sortimenten sollte grundsätzlich ausgeschlossen werden. Notwendige 

Modernisierungen bzw. Umstrukturierungen sollten zur Lenkung in die 

Innenstadt genutzt werden bzw. nur in der Kubatur der bestehenden 

Einzelhandelsbetriebe zulässig sein. 

 

 Sonderstandort »Alte Spinnerei« grundsätzlich gleiche Regeln wie bei 

anderen Sonderstandorten, aber bedarf keine grundsätzliche 

Reglementierung.  

 

 

 Da die »Alte Spinnerei« als Positivstandort bezeichnet wird, sollten auch 

die Zielstellungen konkretisiert werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 Ansiedlung von sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten (wie auch bei 

den Entwicklungszielen eingeräumt) sollten am Standort »Alte Spinnerei« 

ausgeschlossen werden.  

 

 

 

 Wichtigste Kriterien für alle Sonderstandorte sind: Vermeidung der 

Ansiedlung innenstadtrelevanter Sortimente, der Ausschluss von 

Konkurrenzstandorten für den ZVB Einkaufsinnenstadt und die 

Vermeidung von Beeinträchtigungen der wohnortnahen Grundversorgung. 

 

Baurecht würde sonst ggf. einen entschädigungspflichtigen Planungsschaden 

verursachen. Darüber hinaus gehende Neuansiedlungen sollen an den 

Sonderstandorten nur im Bereich der nicht zentrenrelevanten Sortimente 

vorgenommen werden. 

 

 

 

 

Die festgesetzten Verkaufsflächen und Nutzungsarten genießen 

Bestandsschutz. Dies umfasst ggf. auch Modernisierungen und geringfügige 

Verkaufsflächenerweiterungen, sofern diese notwendig sind, die rechtmäßig 

genehmigte Nutzung aufrecht zu erhalten. Der Bebauungsplan gibt hier den 

entsprechenden Rahmen vor. 

 

Der Standortbereich »Alte Spinnerei« weist gegenüber den weiteren 

Sonderstandorten einen deutlich stärkeren funktionalen Bezug zur 

Wohnbebauung auf, deshalb ist in diesem Zusammenhang eine differenzierte 

städtebauliche Betrachtung notwendig. 

 

Das EHZK benennt bereits Zielstellungen. Genehmigte und durch den B-Plan 

festgesetzte Verkaufsflächen genießen Bestandsschutz. Bei Neuansiedlungen 

ist der Standort prioritär Positivstandort für den nicht zentrenrelevanten 

Einzelhandel. Die VKF der zentrenrelevanten Sortimente soll nicht erweitert 

werden, bei einer Umwandlung von Verkaufsfläche mit zentrenrelevanten 

Sortimenten bspw. in nahversorgungsrelevante Sortimente ist eine Chancen-

Risiken-Analyse durchzuführen. 

 

 

Der Standortbereich »Alte Spinnerei« weist gegenüber den weiteren 

Sonderstandorten einen deutlich stärkeren funktionalen Bezug zur 

Wohnbebauung auf. Bei einem Standortumbau ist zu prüfen, welche 

Chancen und Risiken mit einer Umwandlung von Verkaufsflächen mit 

zentrenrelevanten Sortimenten einhergehen. 

 

Entsprechende Regelungen sind im vorliegenden Einzelhandels- und 

Zentrenkonzept enthalten. 
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City-Outlet-Center 
 Es ist aus raumordnerischer Sicht keine raumverträgliche Einordnung für 

ein solches Vorhaben in Eisenach gegeben und sollte daher 

ausgeschlossen werden.  

 

 Zukünftig sollten alle Anstrengungen vielmehr der Stärkung und Erhaltung 

der Einzelhandelsstruktur der ZVB Einkaufsinnenstadt unternommen 

werden. 

 

 

 

Einschätzung zur Einzelhandelsentwicklung  
Die Entwicklungsziele sind im Wesentlichen nachvollziehbar. 

 Zukünftig soll das Augenmerk auf qualitative Verbesserungen gerichtet 

sein. Empfohlen werden ein ausgewogener Betriebstypenmix, die 

Erhaltung bewährter Nahversorgungsstandorte und auch eine 

konsequente Lenkung in integrierten Lagen. 

 

 

 Die Modernisierung veralteter Märkte führt häufig zu einer Erweiterung 

der VKF oder ggf. zu der Suche nach einem neuen Standort und stellt die 

Kommunen damit vor anspruchsvolle Herausforderungen. 

 

 

 Die Stärken der Stadt sollten weiter ausgebaut und spezifische 

Funktionen (z. B. wirtschaftliche, historische Entwicklung, besondere 

Angebote/Einrichtungen, etc.) noch mehr in den Fokus gesetzt werden. 

So könnte der Ausbau und Festigung des Kaufkraftzuflusses und dem 

Bevölkerungsrückgang entgegengewirkt werden. 

 

 

 

 Der Belebung des ZVB Einkaufsinnenstadt, der Vermeidung von 

Leerständen, der Nutzung bzw. Revitalisierung von Brachflächen/Objekte 

bei Vermeidung der Inanspruchnahme peripher liegender und nicht 

integrierter Flächen sollte gemäß den landesplanerischen Grundsätzen 

entschieden werden. 

G 2-1 und G 2-2 (RP-S, 2. Siedlungsstruktur) sollen besondere 

Aufmerksamkeit zukommen. 

 

Die Stadt Eisenach nimmt diese Aussage zur Kenntnis. Der Gedanke zur 

eventuellen Etablierung eines City Outlet Centers wird stadtplanerisch nicht 

weiterverfolgt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept analysiert detailliert die 

Nahversorgungssituation in Eisenach. Städtebauliche Zielstellung des 

Konzeptes ist bereits die Sicherung und Erhaltung von Nahversorgungs-

standorten und die konsequente Lenkung von Lebensmittelmärkten in 

integrierte Lagen. 

 

Der Strukturwandel im nahversorgungsrelevanten Einzelhandel ist eine der 

zentralen Herausforderungen in der Einzelhandelsentwicklung. Das 

Einzelhandels- und Zentrenkonzept gibt der Stadt Instrumente an die Hand 

zur Beurteilung von Planvorhaben. 

 

Das EHZK als städtebauliches Entwicklungskonzept zeigt Entwicklungsimpulse 

für die Weiterentwicklung des Einzelhandels in Eisenach auf. Darüber hinaus 

stellt es insbesondere ein informelles Instrument der Planung dar, das die 

bauleitplanerische Steuerung des Einzelhandels innerhalb des Stadtgebietes 

erleichtert. Im Rahmen eines vertiefenden Innenstadtkonzeptes sollen 

vertiefende Entwicklungs- und Maßnahmenempfehlungen für den 

Standortbereich herausgearbeitet werden. 

 

Die Steuerung des Einzelhandels mit zentren- sowie zentren- und 

nahversorgungsrelevanten Sortimenten in die Einkaufsinnenstadt, die 

weiteren zentralen Versorgungsbereiche sowie die integrierten Lagen ist die 

wesentliche Entwicklungszielstellung des EHZK. 
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 EHZK richtet sich auf eine längerfristige Entwicklung aus. Es empfiehlt 

sich, an dezentralen Standorten eine Ansiedlung innenstadtrelevanter 

Sortimente grundsätzlich auszuschließen. 

 

 

 

 

 

 Es sollte eine flächendeckende qualifizierte und wohnsiedlungsintegrierte 

Grundversorgung für die Bewohner:innen der Stadt und den 

Grundversorgungsbereich gemäß RP-S 1.2.4, Z 1-2 sichergestellt werden. 

 

 Unabhängig von zwischenzeitlich veränderten Gemeindestrukturen ist EA 

weiterhin ein Grundversorgungsbereich zugeordnet; dies sollte im EHZK 

verdeutlicht werden.  

 Grundsätzlich sind Ansiedlungsvorhaben unter Berücksichtigung des 

gesamtstädtischen Zusammenhanges zu betrachten, um im gegebenen 

Fall eine optimale und mit Synergieeffekten verbundene Einordnung zu 

erreichen. 

 

Handlungsempfehlungen 
 Im EHZK sollte eine konkrete Nennung der bestehenden 

Einzelhandelseinrichtungen bzw. der dort geführten Sortimente mit 

deren VKF-Größen sowie der Leerstände für alle betrachteten Bereiche 

bzw. Standorte erfolgen. Das EHZK sollte bei allen Entscheidungen bzw. 

Ansiedlungsabsichten zum Einzelhandel als Grundlage herangezogen 

werden. 

 

 Die Bezeichnung der ZVB sollte nicht durch römische Zahlen ergänzt 

werden, da dies irritierend ist (S. 36/37). 

 

 

 

 

 Da die Vorstellung des Zentrenkonzeptes ab S. 68 beginnt, sollte die 

Aufzählung der ZVB zum besseren Verständnis nicht bereits vorher (ab S. 

33), sondern Analysedaten und Planung zusammengefasst einmalig in 

Kapitel 6 erfolgen. Wünschenswert wäre, bei der Betrachtung der 

 

Eine Entwicklungszielstellung des EHZK ist es Neuansiedlungen oder 

wesentliche Verkaufsflächenerweiterungen von Einzelhandelsbetrieben mit 

innenstadtrelevanten Sortimenten in nicht integrierten Lagen restriktiv zu 

begegnen. Bereits genehmigte Nutzungen und Verkaufsflächen genießen 

Bestandsschutz, eine Rücknahme von entsprechenden 

Nutzungsmöglichkeiten kann einen entschädigungspflichtigen 

Planungsschaden auslösen, dies gilt es zu vermeiden. 

 

Das EHZK beinhaltet Instrumente zur Sicherung und Weiterentwicklung der 

Nahversorgungsstrukturen in Form von Entwicklungsempfehlungen und 

eines Prüfschemas zur Beurteilung von Planvorhaben. 

 

Die Darstellung des Grundversorgungsbereichs von Eisenach wird im Bericht 

ergänzt.  

 

Entsprechende Regelungen sind in Einzelhandels- und Zentrenkonzept 

enthalten. 

 

 

 

 

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept stellt ein gesamtstädtisches 

Entwicklungskonzept dar. Die Darstellung von einzelbetrieblichen VKF und 

Leerständen ist bei 396 Einzelhandelsbetrieben in einem Bericht nicht 

praktikabel und wäre auch datenschutzrechtlich kritisch. Der Stadt liegen die 

einzelbetrieblichen Daten gesondert in Form einer Excel-Datei vor, diese 

kann bei der Beurteilung von Planvorhaben genutzt werden. 

 

In den Analyse-Steckbriefen zu den zentralen Versorgungsbereichen werden 

mit den römischen Zahlen lediglich die Seiten der Steckbriefe verdeutlicht, 

dies empfiehlt sich, da entsprechende Steckbriefe häufiger z. B. für andere 

städtebauliche Entwicklungskonzepte herauskopiert werden. Die römischen 

Zahlen sind nicht Teil der ZVB-Bezeichnung.  

 

Der vordere Teil des Einzelhandelskonzeptes stellt eine städtebauliche 

Analyse der Einzelhandelsstrukturen dar. In diesem Zusammenhang wird 

analysiert, wie sich Standortbereiche, seit der Erstellung des 

Zentrenkonzeptes 2013 entwickelt haben und wie die städtebaulichen 
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einzelnen Standorte die Art der Betriebe (wie in der Übersichtskarte S. 

91) und deren VKF-Größen sowie deren Sortimente konkret zu 

benennen. 

 

 

 

 

 

Beurteilung aus bauplanungsrechtlicher und städtebaulicher Sicht  
 Die Fortschreibung des EHZK wird grundsätzlich begrüßt; es kann eine 

geeignete informelle Grundlage für Bauleitplanung darstellen. 

 Aus planungsrechtlicher und städtebaulicher Sicht bestehen Bedenken 

gegenüber dem vorliegenden Konzeptentwurf. 

 Bisheriger ZVB Petersberg: die Streichung dieser Bezeichnung wird 

begrüßt, Bereich erfüllt nachvollziehbar nicht den Anforderungen eines 

ZVB  

 

ZVB Einkaufsinnenstadt:  
 Es ist unklar, warum unmittelbar an den ZVB angrenzende bestehende 

Einzelhandelsbetriebe nicht als Bestandteil des ZVB bewertet werden 

(Sophienstraße und Markt). Die Konkretisierung der Abgrenzung im 

Süden (Ecke Frauenberg/ Frauenplan) wird empfohlen. Aus der 

gewählten Darstellung ist nicht ersichtlich, welche Betriebe im genannten 

Bereich noch als Teil des ZVB bewertet werden. 

 

ZVB Nahversorgungszentrum Karlskuppe:  
 Es ist zweifelhaft, ob der umgrenzte Bereich aufgrund der bestehenden 

Qualität die rechtliche Qualität eines ZVB aufweist. Die Gesamt-VKF 

beträgt lediglich 2.000 m2, wobei fast 2/3 auf den mittel- und 

langfristigen Bedarf entfallen, demnach sind 720 m2 nur für den 

kurzfristigen Bedarf ausgerichtet. Es ist davon auszugehen, dass diese 

720 m2 VKF wiederum durch einen einzigen Lebensmitteldiscounter 

bereitgestellt werden. Im Ergebnis dessen bestehen Zweifel, dass der 

dargestellte Bereich aufgrund der vorhandenen Nutzungen eine 

Versorgungsfunktion über den unmittelbaren Nahbereich aufweist. 

Insbesondere aufgrund der verhältnismäßig geringen Ausprägung des 

Angebots an Waren des kurzfristigen Bedarfs bestehen Zweifel, dass eine 

Nahversorgungsfunktion im Sinne eines ZVB gegeben ist. In allen anderen 

vorgesehenen Nahversorgungszentren ist sowohl die Betreiberzahl als 

Merkmale zu beurteilen sind. Die Analysen werden auf Basis der 

Zentrenabgrenzungen von 2013 vorgenommen, um eine Vergleichbarkeit der 

Gebietskulissen zu gewährleisten. Im konzeptionellen Part werden die 

fortgeschriebenen Zentrenabgrenzungen sowie die 

Entwicklungsempfehlungen auf Basis der neuen Abgrenzung erläutert. Eine 

entsprechende Darstellung ist bei der Fortschreibung von Einzelhandels- und 

Zentrenkonzepten üblich und hat sich bewährt. 

 

 

 - 

 

 - 

 

 - 

 

 

 

 

Bei den angesprochenen Einzelhandelsbetrieben handelt es sich um ein 

Lederwaren-/Rucksackgeschäft, ein Bekleidungsfachgeschäft und ein 

Brautmodengeschäft. Die drei Betriebe werden als zentrenrelevant 

eingestuft und in die Abgrenzung einbezogen. In diesen Bereichen wird somit 

die Abgrenzung erweitert, ebenfalls mit einbezogen wird das Landestheater 

als bedeutende zentrenergänzende Funktion. Im Bereich 

Frauenberg/Frauenplan wird die Abgrenzung verdeutlicht.  

 

Zur Beurteilung, inwieweit ein Standortbereich die Kriterien der 

Rechtsprechung an einen zentralen Versorgungsbereich die Kriterien an 

einen zentralen Versorgungsbereich erfüllt, sind umfassende städtebauliche 

Analysen notwendig. Bei dem abgegrenzten zentralen Versorgungsbereich 

handelt es sich um das Zentrum mit der geringsten Anzahl an 

Einzelhandelsbetrieben in Eisenach. Die Gesamtverkaufsfläche ist jedoch 

höher als im zentralen Versorgungsbereich Altstadtstraße. Bei der 

dargestellten Fristigkeit der auf den Verkaufsflächen angebotenen 

Sortimente werden sowohl Haupt- als auch Randsortimente den einzelnen 

Fristigkeiten zugeordnet. So wird bspw. das Randsortiment der mittelfristigen 

Bedarfsstufe des Aldi-Lebensmitteldiscounters entsprechend auch der 

Kategorie zugeordnet. Der Standortbereich insgesamt erfüllt 

Versorgungsfunktionen, die über den Nahbereich hinausgehen. Das 
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auch die absolute und relative Verkaufsfläche für Waren des kurzfristigen 

Bedarfs deutlich höher. Die Ausweisung des ZVB 
Nahversorgungszentrum Karlskuppe sollte geprüft werden. Sofern eine 

Entwicklung des in Rede stehenden Bereichs zu einem ZVB angestrebt 

wird, sollten die dafür notwendigen Schritte erläutert und entsprechend 

verortet werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Steuerungsleitsätze 
 Leitsatz I: Aus den Erläuterungen wird deutlich, dass künftige 

Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevantem Hauptsortiment, die »eine 

strukturprägende Größenordnung nicht überschreiten«, unter gewissen 

Voraussetzungen auch außerhalb der ZVB zulässig sein können. Im EHZK 

wird an anderer Stelle eine strukturprägende Größenordnung bei mehr 

als 400 m² Verkaufsfläche angenommen (S. 50). Es wird davon 

ausgegangen, dass auf die Verkaufsflächengröße auch im Leitsatz I 

abgestellt wird. Folglich wären Betriebe bis 400 m² unter bestimmten 

Voraussetzungen außerhalb der ZVB zulässig. Dies erscheint in 

Anbetracht insbesondere im Nahversorgungszentrum Altstadtstraße 

recht geringer Verkaufsflächenausstattung sowie der Vorschädigung des 

ZVB Einkaufsinnenstadt (durch signifikanten Leerstand) problematisch. In 

Bezug auf den Nahversorgungsstandort Altstadtstraße würde bereits ein 

Betrieb mit 399 m² VKF für nahversorgungsrelevantes Sortiment 1/3 der 

Verkaufsfläche des ZVB ausmachen. Es wird empfohlen, die 

Erläuterungen zum Leitsatz I dahingehend anzupassen, dass lediglich 

Betriebe mit nahversorgungsrelevantem Sortiment und einer VKF von 

deutlich unter 400 m² außerhalb der ZVB zulässig sind, sofern die übrigen 

Voraussetzungen erfüllt sind.  

 

 

 

 

Versorgungsgebiet umfasst hierbei den Nordwesten von Eisenach sowie u. a. 

den Ortsteil Ramsborn. Die über den unmittelbaren Nahbereich 

hinausgehende Versorgungsfunktion ist dabei auch über den großzügig 

dimensionierten standörtlichen Parkplatz erkennbar. Eine Steigerung der 

Verkaufsflächen für zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente ist 

wünschenswert und Entwicklungszielstellung für den Standortbereich, diese 

soll bspw. durch eine Entwicklung von Leerständen oder bei einer 

Marktaufgabe eines der beiden Fachmärkte mit nicht zentren- und 

nahversorgungsrelevantem Hauptsortiment erfolgen. Darüber hinaus 

befinden sich direkt nördlich an das Plangebiet angrenzend mindergenutzte 

Verkaufsflächen (Spielhalle, Sozialkaufhaus) die bei einem Standortumbau 

durch entsprechende Angebote genutzt werden könnten. Darüber hinaus 

wird die Ansiedlung von weiteren zentrenergänzenden Funktionen 

empfohlen. 

 

 

Die Steuerungsleitsätze enthalten für zentrenrelevante Sortimente außerhalb 

der ZVB folgende Regelung: „Zusätzlich zu den genannten Regelungen 
können Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevantem Hauptsortiment auch 

in den sonstigen städtebaulich integrierten Lagen ausnahmsweise, in stark 

begrenztem Maße und deutlich untergeordnet zulässig sein, wenn keine 

negativen Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche zu erwarten 

sind. Diese sind i. d. R. dann nicht anzunehmen, wenn Einzelhandelsbetriebe 

mit zentrenrelevantem Hauptsortiment eine strukturprägende 

Größenordnung nicht überschreiten und überwiegend das auf die 

Nahversorgung bezogene Angebot um weitere Sortimente punktuell im 

„engeren Gebiet“ begrenzt ergänzen.“ 

 

Ein kompletter Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben mit 

zentrenrelevantem Hauptsortiment außerhalb der zentralen 

Versorgungsbereiche ist nicht städtebauliche Zielstellung der Stadt Eisenach 

und wäre städtebaulich nur schwer zu begründen. Insbesondere kleinere 

Fachgeschäfte als Funktionsunterlagerung bspw. in gründerzeitlichen 

Gebäuden sollen in integrierten Lagen weiterhin zulässig sein. Auch in 

Nahversorgungszentren sollen zentrenrelevante Sortimente weiterhin im 

begrenzten Rahmen möglich sein.  

Die Steuerung von Einzelhandelsbetrieben ist nur durch einen 

festsetzungsfähigen Anlagetypus möglich. Die Verkaufsfläche beschreibt für 

sich jedoch keinen Anlagetypus (OVG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 17. Mai 
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 Leitsatz III: Es wird empfohlen, die Verkaufsfläche von zentrenrelevanten 

sowie zentren- und nahversorgungsrelevanten Randsortimenten – neben 

der bereits vorgesehenen Beschränkung auf 10 % der Gesamt-VKF – auch 

in absoluter Form, d. h. durch eine konkrete Quadratmeter-Angabe, zu 

begrenzen. Dies sollte insbesondere mit Blick auf den Schutz des ZVB 

Einkaufsinnenstadt und dessen Vorschädigung durch signifikanten 

Leerstand erfolgen.  

 

 
Bauplanungsrechtliche Handlungsempfehlungen:  
 Wesentliche Aussagen des EHZK sollten im FNP Berücksichtigung finden.  

 

 Empfehlung: ZVB unter Angabe ihrer Zentralitätsstufe gemäß § 5 Abs. 2 

Nr. 2d BauGB im FNP darzustellen. In der Planbegründung sollten die 

parzellenscharfen Abgrenzungen wiedergegeben und die 

Entwicklungsziele für die einzelnen ZVB dargelegt werden.  

 

 Es sollte geprüft werden, ob für die sonstigen Standortbereiche die 

Darstellung von VKF-Obergrenzen und/oder Sortimentsbeschränkungen 

im FNP städtebaulich erforderlich ist. Dies wäre insbesondere der Fall, 

wenn derartige Darstellungen der Bewältigung eines Nutzungskonflikts 

von über die unmittelbar betroffenen Flächen hinausgehender 

Bedeutung dienen würden. In Anbetracht der bereits im Bestand 

vorhandenen, umfangreichen Verkaufsflächen sowie der Sortimente 

erscheint dies insbesondere bei potenziellen Erweiterungen gegeben zu 

sein.  

 

2017, Az. 2 K 51/15), viele Städte behelfen sich in diesen Zusammenhang mit 

der Definition eines ortsspezifischen Ladens, der jedoch mangels 

hinreichender Herleitung häufig als rechtlich kritisch einzustufen ist. Auf 

Grundlage der vorliegenden Einzelhandelsbestandsdaten und der 

durchgeführten Analysen ist eine rechtssichere Herleitung eines „Eisenacher 
Ladens“ nicht möglich, weshalb auch auf eine entsprechende Aufnahme 
eines solchen Anlagetypus in die Steuerungsleitsätze verzichtet wird. 

Stattdessen wird auf den Betriebstypus »Convenience-

Store/Nachbarschaftsladen« verwiesen, eine Definition des Anlagetypus ist 

im Leitsatz II enthalten, als Verkaufsfläche in dem entsprechenden Urteil 

durch das BVerwG »bis zu 400 m²« genannt.  

 

Die relative Randsortimentsbegrenzung für Einzelhandelsbetriebe mit nicht 

zentrenrelevantem Hauptsortiment zielt insbesondere darauf ab, dass 

entsprechende Sortimente auf ein Randsortiment begrenzt bleiben sollen 

und nicht den Charakter eines Neben- bzw. Kernsortiments bekommen 

sollen. Die absolute Begrenzung des Randsortiments ist im Einzelfall 

herzuleiten. So können bereits geringe absolute 

Verkaufsflächengrößenordnungen in einigen Sortimenten erhebliche 

Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche zur Folge haben, während 

andere Randsortimente sich als robuster darstellen.  

 

Wird künftig berücksichtigt. 

 

Die aktuellen Abgrenzungen der zentralen Versorgungsbereiche werden bei 

einer Fortschreibung des FNP berücksichtigt.  

 

 

 

VKF-Obergrenzen für ganze Standortbereiche werden aufgrund der Gefahr 

eines möglichen »Windhundrennens« als rechtlich kritisch eingestuft und 

sind nicht Regelungsbestandteil eines FNP. Verkaufsflächenbegrenzungen 

sind in Bebauungsplänen enthalten, ein »Windhundrennen« muss in dem 

Zusammenhang ausgeschlossen werden.  
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 Neben der vorbereitenden Bauleitplanung sollten im EHZK auch 

Empfehlungen zur Umsetzung der Konzeptinhalte in der 

Bebauungsplanung erfolgen, z. B.: Wo bedarf es der Änderung von 

rechtskräftigen Bebauungsplänen (etwa zum Ausschluss von 

Einzelhandelsnutzungen in dezentralen Lagen)? Wo bedarf es der 

Aufstellung von Bebauungsplänen, um Einzelhandelsnutzungen, die 

aktuelle gemäß § 34 BauGB zulässig sind, auszuschließen?  

 

Die Erarbeitung von Empfehlungen für die bauleitplanerische Umsetzung von 

Konzeptionsinhalten wurde im Zusammenhang mit dem vorliegenden EHZK 

nicht beauftragt. 

 

Die Umsetzung von Konzepten in die Bauleitplanung wurde bedacht. Der 

Ausschluss von Einzelhandelsnutzungen würde unter Umständen auf eine 

Verhinderungsplanung hinauslaufen. Dies wird nicht angestrebt. Die 

Änderung von Bebauungsplänen (aller Pläne) ist mit einem sehr hohen 

personellen wie auch finanziellen Aufwand verbunden, welcher nach 

aktueller Lage nicht bewältigt werden kann. 

 


